
berufliche und familiäre Entwicklung findet. 
Ebenso vermag er für Urlaub und Erholung 
den ihm genehmen Ort zu wählen. Die Re
gelung der Freizügigkeit für den Bereich des 
eigenen Staatsgebietes entspricht dem Völ
kerrecht.

Im Interesse der Sicherheit der DDR und 
ihrer Bürger ist im Rahmen geltender Ge
setze eine staatliche Erlaubnis für den dau
ernden oder zeitweiligen Aufenthalt im Ge
biet der Staatsgrenze zur BRD und zu West
berlin bzw. in Gebieten mit besonderer Ord
nung erforderlich (vgl. Kap. 3). Zum Schutz 
der Gesundheit der Bürger kann die Einreise 
in Territorien, die zu Seuchen- oder Kata
strophengebieten erklärt wurden, oder die 
Ausreise aus ihnen zeitweilig untersagt oder 
eingeschränkt werden (vgl. § 8 Gesetz zur 
Verhütung und Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten beim Menschen). Durch gericht
liche Entscheidungen können für einzelne 
straffällige Personen Aufenthaltsbeschrän
kungen festgelegt werden.

Vom Recht auf Freizügigkeit ist das so
genannte Auswanderungsrecht zu unterschei
den. Es bezieht sich auf die Möglichkeit 
einer Person, den Staat, dessen Bürgerschaft 
sie besitzt, für dauernd zu verlassen. Die 
DDR gestaltet ihre Praxis in Übereinstim
mung mit der UN-Konvention über zivile 
und politische Rechte.

Die Auswanderung ist ein typisches Produkt 
der Krisenwirtschaft kapitalistischer Staaten, 
die den Werktätigen häufig nicht einmal das 
Existenzminimum sichern können. Deshalb 
übernehmen die Werktätigen vielfach in 
einem anderen Ausbeuterstaat selbst die 
niedrigsten Arbeiten zu politisch und sozial 
diskriminierenden Bedingungen. Die ge
nannte Menschenrechtskonvention ermög
licht die Auswanderung, überläßt es jedoch 
der souveränen Regelung der Staaten, deren 

Voraussetzungen zu bestimmen, und verweist 
dabei vor allem auf die Verantwortung für 
den „Schutz der nationalen Sicherheit, der 
öffentlichen Ordnung, Gesundheit oder Mo
ral oder der Rechte und Freiheiten anderer" 
(Art. 12). Diese Kriterien sind für die DDR 
maßgebend. Da die sozialistischen Gesell
schaftsverhältnisse den Menschen erstmalig 
beständige soziale Sicherheit und Geborgen
heit, freie und ungehinderte Persönlichkeits
entfaltung gewährleistet, gibt es in der DDR 
keine soziale Basis für ein Grundrecht auf 
Auswanderung.

Die politische und moralische Verantwortung 
für jeden Bürger gebietet der sozialistischen 
Staatsmacht, die Klassenauseinandersetzung 
zwischen Sozialismus und Imperialismus auch 
bei Entscheidungen über Auswanderungsfra
gen und -anträge zu berücksichtigen. Die 
Auswanderung in einen imperialistischen 
Staat zu befürworten bedeutet in jedem Fall, 
Menschen einem System auszuliefern, das sie 
ausbeutet und zwingt, einer aggressiven Po
litik zu dienen, die ihre Existenz gefährdet 
und sich gegen den Sozialismus richtet.

Bei Aufenthalt außerhalb der DDR, mag es 
aus dienstlichen oder privaten Gründen sein, 
hat jeder Bürger der DDR Anspruch auf 
Rechtsschutz durch die Organe der DDR 
(Art. 33). Zur Wahrung seiner Interessen, 
zum Schutz seiner Person, bei Verletzung 
oder Beeinträchtigung seiner Rechte und 
Freiheiten im Ausland kann er die diploma
tischen und konsularischen Vertretungen der 
DDR um Hilfe ersuchen (vgl. 5.1.).

Zum Schutz, den die DDR ihren Staats
bürgern gegenüber anderen Staaten gewährt, 
ist auch das Auslieferungsverbot (Art. 33) 
zu zählen. Kein Staatsbürger der DDR darf 
an Organe anderer Staaten auf deren Ersu
chen zum Zwecke der Strafverfolgung oder 
-Vollstreckung ausgeliefert werden. Davon 
ausgenommen sind — auf der Grundlage des 
geltenden Völkerrechts - Personen, die Ver
brechen gegen den Frieden, Kriegsverbre
chen und Verbrechen gegen die Menschlich
keit begangen haben (Art. 91 Verfassung).

Das persönliche Eigentum stellt eine we
sentliche materielle Basis der Entwicklung 
der Persönlichkeit und der Freiheit des Bür
gers dar. Deshalb gibt die Verfassung jedem 
Bürger das Recht auf persönliches Eigentum, 
gewährleistet dieses Eigentum und bestimmt, 
daß es der Befriedigung der materiellen und 
kulturellen Bedürfnisse der Bürger zu die
nen hat (Art. 11). Quelle des persönlichen 
Eigentums ist in erster Linie die geleistete 
Arbeit und das daraus resultierende Arbeits
einkommen. Daneben ist Eigentumserwerb 
durch Erbschaft, Schenkung, Renten, Verzin
sung von Ersparnissen, Mieteinnahmen usw. 
möglich. Die sozialistische Rechtsordnung 
schützt das persönliche Eigentum und sei
nen Gebrauch in vielfältiger Weise. Verlet
zungen bzw. Beeinträchtigungen des persön
lichen Eigentums sind strafbar (vgl. §§ 177 
bis 184 StGB), und wer dieses Eigentum
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